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Strafgesetzbuch (StGB)

8 133 Verwahrungsbruch

(1) Wer Schriftstiicke oder andere bewegliche Sachen, die sich in dienstlicher Verwahrung befinden oder ihm oder
einem anderen dienstlich in Verwahrung gegeben worden sind, zerstort, beschadigt, unbrauchbar macht oder der
dienstlichen Verfiigung entzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Dasselbe gilt fur Schriftstiicke oder andere bewegliche Sachen, die sich in amtlicher Verwahrung einer Kirche
oder anderen Religionsgesellschaft des offentlichen Rechts befinden oder von dieser dem Tater oder einem
anderen amtlich in Verwahrung gegeben worden sind.

(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amtstrager oder fur den oOffentlichen Dienst besonders
Verpflichteten anvertraut worden oder zuganglich geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.

§ 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt

1. das nichtoffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tontrager aufnimmt oder
2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zuganglich macht.
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt

1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtéffentlich gesprochene Wort eines anderen mit einem
Abhdrgerat abhort oder

2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehorte nichtoffentlich
gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt nach 6ffentlich
mitteilt.

Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die 6ffentliche Mitteilung geeignet ist, berechtigte Interessen eines
anderen zu beeintrachtigen. Sie ist nicht rechtswidrig, wenn die o6ffentliche Mitteilung zur Wahrmehmung
Uberragender 6ffentlicher Interessen gemacht wird.

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu finf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Amtstrager oder als fiir den
offentlichen Dienst besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Abséatze 1 und 2).

(4) Der Versuch ist strafbar.

(5) Die Tontrager und Abhérgerate, die der Tater oder Teilnehmer verwendet hat, kbnnen eingezogen werden. §
74a ist anzuwenden.

§ 202a Ausspahen von Daten

(1) Wer unbefugt sich oder einem anderen Zugang zu Daten, die nicht fir ihn bestimmt und die gegen
unberechtigten Zugang besonders gesichert sind, unter Uberwindung der Zugangssicherung verschafft, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Daten im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche, die elektronisch, magnetisch oder sonst nicht unmittelbar
wahrnehmbar gespeichert sind oder tbermittelt werden.
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§ 202b Abfangen von Daten

Wer unbefugt sich oder einem anderen unter Anwendung von technischen Mitteln nicht fir ihn bestimmte Daten
(8 202a Abs. 2) aus einer nichtoffentlichen Datenubermittiung oder aus der elektromagnetischen Abstrahlung einer
Datenverarbeitungsanlage verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn
die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist.

8 202c Vorbereiten des Ausspahens und Abfangens von Daten
(1) Wer eine Straftat nach § 202a oder § 202b vorbereitet, indem er

1. Passworter oder sonstige Sicherungscodes, die den Zugang zu Daten (§ 202a Abs. 2)
ermoglichen, oder
2. Computerprogramme, deren Zweck die Begehung einer solchen Tat ist,

herstellt, sich oder einem anderen verschafft, verkauft, einem anderen Uberlésst, verbreitet oder sonst zuganglich
macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) 8 149 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 203 Verletzung von Privatgeheimnissen

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persdnlichen Lebensbereich gehdrendes Geheimnis
oder ein Betriebs- oder Geschéaftsgeheimnis, offenbart, das ihm als

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehdrigen eines anderen Heilberufs, der fir die
Berufsausiibung oder die Fuhrung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung
erfordert,

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher AbschluRprifung,

3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich

geordneten Verfahren, Wirtschaftsprifer, vereidigtem Buchprtfer, Steuerberater,
Steuerbevollméchtigten oder Organ oder Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-,
Patentanwalts-, Wirtschaftsprifungs-, Buchpriifungs- oder Steuerberatungsgesellschatt,

4, Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater fir Suchtfragen in einer
Beratungsstelle, die von einer Behorde oder Korperschaft, Anstalt oder Stiftung des offentlichen
Rechts anerkannt ist,

5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den 88 3 und 8 des
Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpéddagogen oder

7. Angehorigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder

einer privatérztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persénlichen Lebensbereich
gehodrendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis, offenbart, das ihm als

1. Amtstrager oder Europaischer Amtstrager,

2. fur den o6ffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt,

4. Mitglied eines fiir ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tétigen

Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des
Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates,
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5. offentlich bestelltem Sachverstandigen, der auf die gewissenhafte Erflllung seiner Obliegenheiten
auf Grund eines Gesetzes férmlich verpflichtet worden ist, oder
6. Person, die auf die gewissenhafte Erfiillung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durchfiihrung

wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes formlich verpflichtet worden ist,
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen
Einzelangaben Uber perstnliche oder sachliche Verhdltnisse eines anderen gleich, die fiir Aufgaben der
offentlichen Verwaltung erfaldt worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben
anderen Behodrden oder sonstigen Stellen fiir Aufgaben der 6ffentlichen Verwaltung bekanntgegeben werden und
das Gesetz dies nicht untersagt.
(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Absatzen 1 und 2 genannten Personen
Geheimnisse den bei ihnen berufsmafig tatigen Gehilfen oder den bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf
tatigen Personen zugadnglich machen. Die in den Absédtzen 1 und 2 Genannten dirfen fremde Geheimnisse
gegeniber sonstigen Personen offenbaren, die an ihrer beruflichen oder dienstlichen Tatigkeit mitwirken, soweit
dies fir die Inanspruchnahme der Tétigkeit der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt
fir sonstige mitwirkende Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen, die an der beruflichen oder
dienstlichen Tatigkeit der in den Absétzen 1 und 2 Genannten mitwirken.
(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis
offenbart, das ihm bei der Ausiibung oder bei Gelegenheit seiner Tatigkeit als mitwirkende Person oder als bei den
in den Absatzen 1 und 2 genannten Personen tatiger Datenschutzbeauftragter bekannt geworden ist. Ebenso wird
bestraft, wer

1. als in den Absétzen 1 und 2 genannte Person nicht dafir Sorge getragen hat, dass eine sonstige
mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Austibung oder bei Gelegenheit ihrer
Tatigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt
nicht fir sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den Absatzen 1 oder 2 genannte
Person sind,

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden Person, die
unbefugt ein fremdes, ihr bei der Auslbung oder bei Gelegenheit ihrer Téatigkeit bekannt
gewordenes Geheimnis offenbart, bedient und nicht dafiir Sorge getragen hat, dass diese zur
Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht flir sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine
in den Absétzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Abséatzen 1 oder 2 verpflichteten Person ein fremdes
Geheimnis unbefugt offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder aus dessen Nachlass
erlangt hat.

(5) Die Absatze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Téater das fremde Geheimnis nach dem Tod des
Betroffenen unbefugt offenbart.

(6) Handelt der Tater gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen
zu schadigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

§ 204 Verwertung fremder Geheimnisse

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschaftsgeheimnis, zu dessen
Geheimhaltung er nach 8§ 203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.

(2) 8 203 Absatz 5 gilt entsprechend.
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§ 303a Datenveranderung

(1) Wer rechtswidrig Daten (8 202a Abs. 2) l6scht, unterdriickt, unbrauchbar macht oder veréndert, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Fur die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 gilt § 202c¢ entsprechend.

§ 303b Computersabotage

(1) Wer eine Datenverarbeitung, die fiir einen anderen von wesentlicher Bedeutung ist, dadurch erheblich stért,
dass er

1. eine Tat nach § 303a Abs. 1 begeht,

2. Daten (8 202a Abs. 2) in der Absicht, einem anderen Nachteil zuzufiigen, eingibt oder Ubermittelt
oder

3. eine Datenverarbeitungsanlage oder einen Datentrager zerstort, beschadigt, unbrauchbar macht,

beseitigt oder verandert,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestratft.
(2) Handelt es sich um eine Datenverarbeitung, die fur einen fremden Betrieb, ein fremdes Unternehmen oder eine
Behorde von wesentlicher Bedeutung ist, ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren oder Geldstrafe.
(3) Der Versuch ist strafbar.
(4) In besonders schweren Fallen des Absatzes 2 ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn
Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Tater

1. einen Vermdgensverlust groRen Ausmalies herbeifiihrt,

2. gewerbsmafig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von
Computersabotage verbunden hat,

3. durch die Tat die Versorgung der Bevdlkerung mit lebenswichtigen Gitern oder Dienstleistungen

oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland beeintréchtigt.
(5) Fur die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 gilt § 202¢ entsprechend.

§ 331 Vorteilsannahme

(1) Ein Amtstrager, ein Europaischer Amtstrager oder ein fir den 6ffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der
fr die Dienstausiibung einen Vorteil fur sich oder einen Dritten fordert, sich versprechen a3t oder annimmt, wird
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europaischen Union oder Schiedsrichter, der einen Vorteil fur sich oder
einen Dritten als Gegenleistung dafir fordert, sich versprechen lalt oder annimmt, dal er eine richterliche
Handlung vorgenommen hat oder kiinftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu finf Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft. Der Versuch ist strafbar.

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Tater einen nicht von ihm geforderten Vorteil sich
versprechen l&3t oder annimmt und die zustandige Behérde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme
vorher genehmigt hat oder der Tater unverziglich bei ihr Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt.

§ 332 Bestechlichkeit

(1) Ein Amtstrager, ein Europaischer Amtstrager oder ein fir den 6ffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der
einen Vorteil fur sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafiir fordert, sich versprechen a3t oder annimmt, daf3
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er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder kiinftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat
oder verletzen wirde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu funf Jahren bestraft. In minder schweren
Féllen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar.
(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europaischen Union oder Schiedsrichter, der einen Vorteil fir sich oder
einen Dritten als Gegenleistung dafir fordert, sich versprechen lal3t oder annimmt, dal3 er eine richterliche
Handlung vorgenommen hat oder kiinftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder
verletzen wirde, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren Fallen ist
die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu funf Jahren.
(3) Falls der Tater den Vorteil als Gegenleistung fir eine kinftige Handlung fordert, sich versprechen lal3t oder
annimmt, so sind die Absatze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er sich dem anderen gegeniiber bereit
gezeigt hat,

1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder,

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausitibung des Ermessens durch den

Vorteil beeinflussen zu lassen.

8§ 353b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht
(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als

1. Amtstrager,

2. fur den 6ffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt oder
4. Européischer Amtstrager,

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart und dadurch wichtige 6ffentliche Interessen
gefahrdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu finf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Hat der Téater durch die Tat
fahrlassig wichtige offentliche Interessen gefahrdet, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit
Geldstrafe bestraft.
(2) Wer, abgesehen von den Fallen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder eine Nachricht, zu deren
Geheimhaltung er

1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes oder
eines seiner Ausschisse verpflichtet ist oder
2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verletzung der

Geheimhaltungspflicht férmlich verpflichtet worden ist,
an einen anderen gelangen laR3t oder o6ffentlich bekanntmacht und dadurch wichtige offentliche Interessen
gefahrdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(3) Der Versuch ist strafbar.
(3a) Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessordnung genannten Person sind
nicht rechtswidrig, wenn sie sich auf die Entgegennahme, Auswertung oder Veroffentlichung des Geheimnisses
oder des Gegenstandes oder der Nachricht, zu deren Geheimhaltung eine besondere Verpflichtung besteht,
beschréanken.
(4) Die Tat wird nur mit Ermachtigung verfolgt. Die Ermé&chtigung wird erteilt

1. von dem Prasidenten des Gesetzgebungsorgans
a) in den Fallen des Absatzes 1, wenn dem Tater das Geheimnis wéhrend seiner Tatigkeit bei
einem oder fiir ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes bekanntgeworden
ist,
b) in den Fallen des Absatzes 2 Nr. 1;
2. von der obersten Bundesbehérde
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a) in den Fallen des Absatzes 1, wenn dem Tater das Geheimnis wahrend seiner Tatigkeit

sonst bei einer oder fir eine Behorde oder bei einer anderen amtlichen Stelle des Bundes
oder fir eine solche Stelle bekanntgeworden ist,

b) in den Féllen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Tater von einer amtlichen Stelle des Bundes
verpflichtet worden ist;
3. von der Bundesregierung in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 4, wenn dem Tater das

Geheimnis wahrend seiner Tatigkeit bei einer Dienststelle der Europdischen Union bekannt

geworden ist;
4. von der obersten Landesbehdrde in allen Gbrigen Fallen der Abséatze 1 und 2 Nr. 2.
In den Fallen des Satzes 2 Nummer 3 wird die Tat nur verfolgt, wenn zudem ein Strafverlangen der Dienststelle
vorliegt.

§ 358 Nebenfolgen

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den 88 332, 335, 339, 340,
343, 344, 345 Abs. 1 und 3, 88 348, 352 bis 353b Abs. 1, 88 355 und 357 kann das Gericht die Fahigkeit,
offentliche Amter zu bekleiden (8§ 45 Abs. 2), aberkennen.
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Telekommunikationsgesetz
(TKG)

§ 89 Abhdrverbot, Geheimhaltungspflicht der Betreiber von Empfangsanlagen

Mit einer Funkanlage dirfen nur Nachrichten, die fiir den Betreiber der Funkanlage, Funkamateure im Sinne des
Gesetzes Uber den Amateurfunk vom 23. Juni 1997 (BGBI. | S. 1494), die Allgemeinheit oder einen unbestimmten
Personenkreis bestimmt sind, abgehdrt oder in vergleichbarer Weise zur Kenntnis genommen werden. Der Inhalt
anderer als in Satz 1 genannter Nachrichten sowie die Tatsache ihres Empfangs durfen, auch wenn der Empfang
unbeabsichtigt geschieht, auch von Personen, fur die eine Pflicht zur Geheimhaltung nicht schon nach § 88
besteht, anderen nicht mitgeteilt werden. § 88 Abs. 4 gilt entsprechend. Das Abhdren oder die in vergleichbarer
Weise erfolgende Kenntnisnahme und die Weitergabe von Nachrichten auf Grund besonderer gesetzlicher
Erméchtigung bleiben unberihrt.

§ 90 Missbrauch von Sende- oder sonstigen Telekommunikationsanlagen

(1) Es ist verboten, Sendeanlagen oder sonstige Telekommunikationsanlagen zu besitzen, herzustellen, zu
vertreiben, einzufiihren oder sonst in den Geltungsbereich dieses Gesetzes zu verbringen, die ihrer Form nach
einen anderen Gegenstand vortauschen oder die mit Gegenstanden des taglichen Gebrauchs verkleidet sind und
auf Grund dieser Umstande oder auf Grund ihrer Funktionsweise in besonderer Weise geeignet und dazu
bestimmt sind, das nicht 6ffentlich gesprochene Wort eines anderen von diesem unbemerkt abzuhéren oder das
Bild eines anderen von diesem unbemerkt aufzunehmen. Das Verbot, solche Anlagen zu besitzen, gilt nicht fur
denjenigen, der die tatsachliche Gewalt tber eine solche Anlage

1. als Organ, als Mitglied eines Organs, als gesetzlicher Vertreter oder als vertretungsberechtigter
Gesellschafter eines Berechtigten nach Absatz 2 erlangt,
2. von einem anderen oder fiir einen anderen Berechtigten nach Absatz 2 erlangt, sofern und solange

er die Weisungen des anderen uber die Ausiibung der tatsdchlichen Gewalt Uber die Anlage auf
Grund eines Dienst- oder Arbeitsverhéltnisses zu befolgen hat oder die tatsdchliche Gewalt auf
Grund gerichtlichen oder behordlichen Auftrags austibt,

3. als Gerichtsvollzieher oder Vollzugsbeamter in einem Vollstreckungsverfahren erwirbt,

4, von einem Berechtigten nach Absatz 2 voriibergehend zum Zwecke der sicheren Verwahrung oder
der nicht gewerbsmaRigen Beférderung zu einem Berechtigten erlangt,

5. lediglich zur gewerbsmaRigen Beférderung oder gewerbsmafigen Lagerung erlangt,

6. durch Fund erlangt, sofern er die Anlage unverziglich dem Verlierer, dem Eigentiimer, einem

sonstigen Erwerbsberechtigten oder der fur die Entgegennahme der Fundanzeige zustandigen
Stelle abliefert,

7. von Todes wegen erwirbt, sofern er die Anlage unverziglich einem Berechtigten Uberlasst oder sie
fur dauernd unbrauchbar macht,
8. erlangt, die durch Entfernen eines wesentlichen Bauteils dauernd unbrauchbar gemacht worden

ist, sofern er den Erwerb unverziglich der Bundesnetzagentur schriftlich anzeigt, dabei seine
Personalien, die Art der Anlage, deren Hersteller- oder Warenzeichen und, wenn die Anlage eine
Herstellungsnummer hat, auch diese angibt sowie glaubhaft macht, dass er die Anlage
ausschlie3lich zu Sammlerzwecken erworben hat.
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(2) Die zustandigen obersten Bundes- oder Landesbehdrden lassen Aushahmen zu, wenn es im offentlichen
Interesse, insbesondere aus Grinden der 6ffentlichen Sicherheit, erforderlich ist. Absatz 1 Satz 1 gilt nicht, soweit
das Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) die Ausfuhr der Sendeanlagen oder sonstigen
Telekommunikationsanlagen genehmigt hat.

(3) Es ist verboten, o6ffentlich oder in Mitteilungen, die fir einen grof3eren Personenkreis bestimmt sind, fur
Sendeanlagen oder sonstige Telekommunikationsanlagen mit dem Hinweis zu werben, dass sie geeignet sind, das
nicht 6ffentlich gesprochene Wort eines anderen von diesem unbemerkt abzuhdren oder dessen Bild von diesem
unbemerkt aufzunehmen.

§ 148 Strafvorschriften
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. entgegen § 89 Satz 1 oder 2 eine Nachricht abhért oder in vergleichbarer Weise zur Kenntnis
nimmt oder den Inhalt einer Nachricht oder die Tatsache ihres Empfangs einem anderen mitteilt
oder

2. entgegen 8§ 90 Abs. 1 Satz 1 eine dort genannte Sendeanlage oder eine sonstige
Telekommunikationsanlage
a) besitzt oder
b) herstellt, vertreibt, einflihrt oder sonst in den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt.

(2) Handelt der Tater in den Fallen des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe b fahrléssig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis
zu einem Jahr oder Geldstrafe.
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Bundesdatenschutzgesetz
(BDSG)

8§ 42 Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer wissentlich nicht allgemein
zugangliche personenbezogene Daten einer groRen Zahl von Personen, ohne hierzu berechtigt zu sein,

1. einem Dritten Gbermittelt oder

2. auf andere Art und Weise zuganglich macht

und hierbei gewerbsmafig handelt.

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer personenbezogene Daten, die nicht
allgemein zuganglich sind,

1. ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet oder

2. durch unrichtige Angaben erschleicht
und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen
zu schadigen.
(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Person, der Verantwortliche, die oder
der Bundesbeauftragte und die Aufsichtsbehérde.
(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 679/2016 oder eine Benachrichtigung nach Artikel 34
Absatz 1 der Verordnung (EU) 679/2016 darf in einem Strafverfahren gegen den Meldepflichtigen oder
Benachrichtigenden oder seine in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehdrigen nur mit
Zustimmung des Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden verwendet werden.
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Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO)

Art. 4 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:

1.

Stand: 26.10.2021

"personenbezogene Daten" alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare
natirliche Person (im Folgenden "betroffene Person") beziehen; als identifizierbar wird eine
natirliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer
Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung
oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen, die Ausdruck der physischen,
physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identitéat
dieser natirlichen Person sind, identifiziert werden kann;

"Verarbeitung" jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgefiihrten Vorgang oder
jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben,
das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veranderung,
das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung
oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknipfung, die Einschrénkung,
das Léschen oder die Vernichtung;

"Einschrankung der Verarbeitung" die Markierung gespeicherter personenbezogener Daten mit
dem Ziel, ihre kunftige Verarbeitung einzuschranken;

"Profiling" jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, die darin besteht,
dass diese personenbezogenen Daten verwendet werden, um bestimmte personliche Aspekte, die
sich auf eine naturliche Person beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte beziiglich
Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, personliche Vorlieben, Interessen,
Zuverlassigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser naturlichen Person zu
analysieren oder vorherzusagen;

"Pseudonymisierung” die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die
personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zusatzlicher Informationen nicht mehr einer
spezifischen betroffenen Person zugeordnet werden kodnnen, sofern diese zuséatzlichen
Informationen gesondert aufbewahrt werden und technischen und organisatorischen Mal3hahmen
unterliegen, die gewahrleisten, dass die personenbezogenen Daten nicht einer identifizierten oder
identifizierbaren natirlichen Person zugewiesen werden;

"Dateisystem" jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach bestimmten
Kriterien zugénglich sind, unabhéngig davon, ob diese Sammlung zentral, dezentral oder nach
funktionalen oder geografischen Gesichtspunkten geordnet gefiihrt wird;

"Verantwortlicher" die nattrliche oder juristische Person, Behoérde, Einrichtung oder andere Stelle,
die allein oder gemeinsam mit anderen Uber die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von
personenbezogenen Daten entscheidet; sind die Zwecke und Mittel dieser Verarbeitung durch das
Unionsrecht oder das Recht der Mitgliedstaaten vorgegeben, so kann der Verantwortliche
beziehungsweise kdnnen die bestimmten Kriterien seiner Benennung nach dem Unionsrecht oder
dem Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen werden;
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8. "Auftragsverarbeiter" eine naturliche oder juristische Person, Behérde, Einrichtung oder andere
Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet;
9. "Empfanger" eine natirliche oder juristische Person, Behoérde, Einrichtung oder andere Stelle, der

personenbezogene Daten offengelegt werden, unabhangig davon, ob es sich bei ihr um einen

Dritten handelt oder nicht. Behtrden, die im Rahmen eines bestimmten Untersuchungsauftrags

nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten moglicherweise personenbezogene

Daten erhalten, gelten jedoch nicht als Empféanger; die Verarbeitung dieser Daten durch die

genannten Behorden erfolgt im Einklang mit den geltenden Datenschutzvorschriften gemaf den

Zwecken der Verarbeitung;

10. "Dritter" eine nattrliche oder juristische Person, Behérde, Einrichtung oder andere Stelle, auRer der
betroffenen Person, dem Verantwortlichen, dem Auftragsverarbeiter und den Personen, die unter
der unmittelbaren Verantwortung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters befugt sind,
die personenbezogenen Daten zu verarbeiten;

11. "Einwilligung" der betroffenen Person jede freiwillig fir den bestimmten Fall, in informierter Weise
und unmissverstandlich abgegebene Willensbekundung in Form einer Erklarung oder einer
sonstigen eindeutigen bestatigenden Handlung, mit der die betroffene Person zu verstehen gibt,
dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist;

12. "Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten" eine Verletzung der Sicherheit, die, ob
unbeabsichtigt oder unrechtmafig, zur Vernichtung, zum Verlust, zur Veranderung, oder zur
unbefugten Offenlegung von beziehungsweise zum unbefugten Zugang zu personenbezogenen
Daten fuhrt, die Ubermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden;

13. "genetische Daten" personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen genetischen
Eigenschaften einer natirlichen Person, die eindeutige Informationen tber die Physiologie oder die
Gesundheit dieser natirlichen Person liefern und insbesondere aus der Analyse einer biologischen
Probe der betreffenden natirlichen Person gewonnen wurden;

14. "biometrische Daten" mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezogene Daten
zu den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen Merkmalen einer natirlichen
Person, die die eindeutige Identifizierung dieser natirlichen Person ermdéglichen oder bestatigen,
wie Gesichtshilder oder daktyloskopische Daten;

15. "Gesundheitsdaten" personenbezogene Daten, die sich auf die korperliche oder geistige
Gesundheit einer natirlichen Person, einschlieB3lich der Erbringung von
Gesundheitsdienstleistungen, beziehen und aus denen Informationen Uber deren
Gesundheitszustand hervorgehen;

16. "Hauptniederlassung”

a) im Falle eines Verantwortlichen mit Niederlassungen in mehr als einem Mitgliedstaat den
Ort seiner Hauptverwaltung in der Union, es sei denn, die Entscheidungen hinsichtlich der
Zwecke und Mittel der Verarbeitung personenbezogener Daten werden in einer anderen
Niederlassung des Verantwortlichen in der Union getroffen und diese Niederlassung ist
befugt, diese Entscheidungen umsetzen zu lassen; in diesem Fall gilt die Niederlassung,
die derartige Entscheidungen trifft, als Hauptniederlassung;

b) im Falle eines Auftragsverarbeiters mit Niederlassungen in mehr als einem Mitgliedstaat
den Ort seiner Hauptverwaltung in der Union oder, sofern der Auftragsverarbeiter keine
Hauptverwaltung in der Union hat, die Niederlassung des Auftragsverarbeiters in der
Union, in der die Verarbeitungstatigkeiten im Rahmen der Tatigkeiten einer Niederlassung
eines Auftragsverarbeiters hauptsachlich stattfinden, soweit der Auftragsverarbeiter
spezifischen Pflichten aus dieser Verordnung unterliegt;
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17. "Vertreter" eine in der Union niedergelassene natlrliche oder juristische Person, die von dem

Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter schriftich gemaf Artikel 27 bestellt wurde und den
Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter in Bezug auf die ihnen jeweils nach dieser Verordnung
obliegenden Pflichten vertritt;

18. "Unternehmen” eine naturliche oder juristische Person, die eine wirtschaftliche Tatigkeit ausibt,
unabhangig von ihrer Rechtsform, einschliellich Personengesellschaften oder Vereinigungen, die
regelméafig einer wirtschatftlichen Tatigkeit nachgehen;

19. "Unternehmensgruppe"” eine Gruppe, die aus einem herrschenden Unternehmen und den von
diesem abhéngigen Unternehmen besteht;
20. "verbindliche interne Datenschutzvorschriften” MaflRnahmen zum Schutz personenbezogener

Daten, zu deren Einhaltung sich ein im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats niedergelassener
Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter verpflichtet im Hinblick auf Datenibermittlungen oder
eine Kategorie von Datentbermittlungen personenbezogener Daten an einen Verantwortlichen
oder Auftragsverarbeiter derselben Unternehmensgruppe oder derselben Gruppe von
Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstétigkeit austiben, in einem oder mehreren

Drittlandern;
21. "Aufsichtsbehdrde" eine von einem Mitgliedstaat gemaR Artikel 51 eingerichtete unabhéangige
staatliche Stelle;
22. "betroffene  Aufsichtsbehérde" eine  Aufsichtsbehdrde, die von der Verarbeitung
personenbezogener Daten betroffen ist, weil
a) der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats
dieser Aufsichtsbehotrde niedergelassen ist,
b) diese Verarbeitung erhebliche Auswirkungen auf betroffene Personen mit Wohnsitz im
Mitgliedstaat dieser Aufsichtsbehdrde hat oder haben kann oder
c) eine Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehdrde eingereicht wurde;
23. "grenziiberschreitende Verarbeitung" entweder
a) eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die im Rahmen der Tatigkeiten wvon

Niederlassungen eines Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbeiters in der Union in
mehr als einem Mitgliedstaat erfolgt, wenn der Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter in
mehr als einem Mitgliedstaat niedergelassen ist, oder

b) eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die im Rahmen der Tatigkeiten einer
einzelnen Niederlassung eines Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbeiters in der
Union erfolgt, die jedoch erhebliche Auswirkungen auf betroffene Personen in mehr als
einem Mitgliedstaat hat oder haben kann;

24, "mafdgeblicher und begriindeter Einspruch" einen Einspruch gegen einen Beschlussentwurf im
Hinblick darauf, ob ein Verstol} gegen diese Verordnung vorliegt oder ob beabsichtigte
MaRnahmen gegen den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter im Einklang mit dieser
Verordnung steht, wobei aus diesem Einspruch die Tragweite der Risiken klar hervorgeht, die von
dem Beschlussentwurf in Bezug auf die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen
Personen und gegebenenfalls den freien Verkehr personenbezogener Daten in der Union

ausgehen;

25. "Dienst der Informationsgesellschaft" eine Dienstleistung im Sinne des Artikels 1 Nummer 1
Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen Parlaments und des Rates (19);

26. "internationale Organisation" eine volkerrechtliche Organisation und ihre nachgeordneten Stellen

oder jede sonstige Einrichtung, die durch eine zwischen zwei oder mehr Landern geschlossene
Ubereinkunft oder auf der Grundlage einer solchen Ubereinkunft geschaffen wurde.
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satze fur die Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Personenbezogene Daten miissen

a)

b)

c)

d)

e)

auf rechtmaRige Weise, nach Treu und Glauben und in einer fir die betroffene Person
nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden ("RechtmaRigkeit, Verarbeitung nach Treu und
Glauben, Transparenz");

fur festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dirfen nicht in einer mit
diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden; eine Weiterverarbeitung
fur im oOffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, fir wissenschaftliche oder historische
Forschungszwecke oder fir statistische Zwecke gilt gemaR Artikel 89 Absatz 1 nicht als
unvereinbar mit den urspriinglichen Zwecken ("Zweckbindung");

dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das fur die Zwecke der Verarbeitung notwendige
Mal beschrankt sein ("Datenminimierung");

sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle angemessenen
MaRnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer
Verarbeitung unrichtig sind, unverzuglich geldscht oder berichtigt werden ("Richtigkeit");

in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur so lange
ermoglicht, wie es fir die Zwecke, fir die sie verarbeitet werden, erforderlich ist;
personenbezogene Daten durfen langer gespeichert werden, soweit die personenbezogenen
Daten vorbehaltlich der Durchfiihrung geeigneter technischer und organisatorischer Ma3hahmen,
die von dieser Verordnung zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen Person gefordert
werden, ausschlieBlich fir im o6ffentlichen Interesse liegende Archivzwecke oder fir
wissenschaftliche und historische Forschungszwecke oder fir statistische Zwecke gemafd Artikel
89 Absatz 1 verarbeitet werden ("Speicherbegrenzung");

in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personenbezogenen
Daten gewahrleistet, einschlie3lich Schutz vor unbefugter oder unrechtmafiiger Verarbeitung und
vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstérung oder unbeabsichtigter Schadigung
durch geeignete technische und organisatorische Maf3nahmen ("Integritét und Vertraulichkeit");

(2) Der Verantwortliche ist fir die Einhaltung des Absatzes 1 verantwortlich und muss dessen Einhaltung
nachweisen kdnnen ("Rechenschaftspflicht").

Art. 83 Allgemeine Bedingungen fur die Verhangung von Geldbul3en

(1) Jede Aufsichtsbehdrde stellt sicher, dass die Verhdngung von GeldbufRen geméal diesem Artikel fiir VerstoRe
gegen diese Verordnung gemal den Absatzen 4, 5 und 6 in jedem Einzelfall wirksam, verhaltnismafig und
abschreckend ist.

(2) Geldbufzen werden je nach den Umstéanden des Einzelfalls zusatzlich zu oder anstelle von Mal3hahmen nach
Artikel 58 Absatz 2 Buchstaben a bis h und j verhangt. Bei der Entscheidung tber die Verhdngung einer GeldbulRe

und Uber deren
a)

b)

Stand: 26.10.2021

Betrag wird in jedem Einzelfall Folgendes gebuhrend beriicksichtigt:

Art, Schwere und Dauer des Verstol3es unter Beriicksichtigung der Art, des Umfangs oder des
Zwecks der betreffenden Verarbeitung sowie der Zahl der von der Verarbeitung betroffenen
Personen und des Ausmalies des von ihnen erlittenen Schadens;

Vorsatzlichkeit oder Fahrlassigkeit des Verstol3es;

jegliche von dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter getroffenen Maflinahmen zur
Minderung des den betroffenen Personen entstandenen Schadens;
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d) Grad der Verantwortung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters unter

Berucksichtigung der von ihnen gemafll den Artikeln 25 und 32 getroffenen technischen und
organisatorischen Maflinahmen;

e) etwaige einschlagige friihere Verstt3e des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters;

f) Umfang der Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehdrde, um dem Verstol3 abzuhelfen und seine
maoglichen nachteiligen Auswirkungen zu mindern;

0) Kategorien personenbezogener Daten, die von dem Verstol3 betroffen sind,;

h) Art und Weise, wie der VerstoR der Aufsichtsbehdrde bekannt wurde, insbesondere ob und

gegebenenfalls in welchem Umfang der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter den Verstol3
mitgeteilt hat;

i) Einhaltung der nach Artikel 58 Absatz 2 friiher gegen den fiir den betreffenden Verantwortlichen
oder Auftragsverarbeiter in Bezug auf denselben Gegenstand angeordneten Mal3nahmen, wenn
solche Malinhahmen angeordnet wurden;

)] Einhaltung von genehmigten Verhaltensregeln nach Artikel 40 oder genehmigten
Zertifizierungsverfahren nach Artikel 42 und
k) jegliche anderen erschwerenden oder mildernden Umsténde im jeweiligen Fall, wie unmittelbar

oder mittelbar durch den VerstoR3 erlangte finanzielle Vorteile oder vermiedene Verluste.
(3) Verstof3t ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter bei gleichen oder miteinander verbundenen
Verarbeitungsvorgdngen vorsatzlich oder fahrlassig gegen mehrere Bestimmungen dieser Verordnung, so
Ubersteigt der Gesamtbetrag der GeldbuRRe nicht den Betrag fir den schwerwiegendsten Verstol3.
(4) Bei VerstofRen gegen die folgenden Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 2 Geldbul3en von bis zu
10000 000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 2 % seines gesamten weltweit erzielten
Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschéftsjahrs verhdngt, je nachdem, welcher der Betrdge hoher ist:

a) die Pflichten der Verantwortlichen und der Auftragsverarbeiter geman den Artikeln 8, 11, 25 bis 39,
42 und 43;

b) die Pflichten der Zertifizierungsstelle gemaf den Artikeln 42 und 43;

c) die Pflichten der Uberwachungsstelle gemaR Artikel 41 Absatz 4.

(5) Bei VerstdRen gegen die folgenden Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 2 Geldbuf3en von bis zu
20000000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 4 % seines gesamten weltweit erzielten
Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschéftsjahrs verhdngt, je nachdem, welcher der Betrdge hoher ist:

a) die Grundsatze fiir die Verarbeitung, einschlie3lich der Bedingungen fir die Einwilligung, gemaf
den Artikeln 5, 6, 7 und 9;

b) die Rechte der betroffenen Person gemalf den Artikeln 12 bis 22;

c) die Ubermittlung personenbezogener Daten an einen Empfanger in einem Drittland oder an eine
internationale Organisation gemaf den Artikeln 44 bis 49;

d) alle Pflichten gemafld den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, die im Rahmen des Kapitels 1X
erlassen wurden;

e) Nichtbefolgung einer Anweisung oder einer voriibergehenden oder endgiiltigen Beschrankung oder

Aussetzung der Datentibermittlung durch die Aufsichtsbehdrde gemanR Artikel 58 Absatz 2 oder
Nichtgewahrung des Zugangs unter Verstol3 gegen Artikel 58 Absatz 1.
(6) Bei Nichtbefolgung einer Anweisung der Aufsichtsbehdrde gemaf Artikel 58 Absatz 2 werden im Einklang mit
Absatz 2 des vorliegenden Artikels Geldbuf3en von bis zu 20 000 000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von
bis zu 4 % seines gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschéftsjahrs verhangt, je
nachdem, welcher der Betrage hoher ist.
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(7) Unbeschadet der Abhilfebefugnisse der Aufsichtsbehdrden geman Artikel 58 Absatz 2 kann jeder Mitgliedstaat
Vorschriften daflr festlegen, ob und in welchem Umfang gegen Behdrden und offentliche Stellen, die in dem
betreffenden Mitgliedstaat niedergelassen sind, Geldbuf3en verhdngt werden kdénnen.

(8) Die Ausubung der eigenen Befugnisse durch eine Aufsichtsbehérde gemal diesem Artikel muss
angemessenen Verfahrensgarantien gemafd dem Unionsrecht und dem Recht der Mitgliedstaaten, einschlief3lich
wirksamer gerichtlicher Rechtsbehelfe und ordnungsgemaner Verfahren, unterliegen.

(9) Sieht die Rechtsordnung eines Mitgliedstaats keine Geldbul3en vor, kann dieser Artikel so angewandt werden,
dass die GeldbuRe von der zustandigen Aufsichtsbehodrde in die Wege geleitet und von den zustandigen
nationalen Gerichten verhangt wird, wobei sicherzustellen ist, dass diese Rechtsbehelfe wirksam sind und die
gleiche Wirkung wie die von Aufsichtsbehdrden verhangten Geldbu3en haben. In jeden Fall miussen die
verhangten GeldbuRen wirksam, verhaltnismafig und abschreckend sein. Die betreffenden Mitgliedstaaten teilen
der Kommission bis zum 25. Mai 2018 die Rechtsvorschriften mit, die sie aufgrund dieses Absatzes erlassen,
sowie unverziiglich alle spateren Anderungsgesetze oder Anderungen dieser Vorschriften.
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Landesdatenschutzgesetz
(LDSG)

§ 8 Datengeheimnis

(1) Den bei dem Verantwortlichen oder in dessen Auftrag beschéftigten Personen, die dienstlichen Zugang zu
personenbezogenen Daten haben, ist es untersagt, diese Daten zu einem anderen als dem zur jeweiligen
Aufgabenerfiillung gehérenden Zweck zu verarbeiten oder unbefugt zu offenbaren (Datengeheimnis). Das
Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung der Tatigkeit fort.

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tatigkeit Uber ihre Pflichten nach
Absatz 1 sowie die sonstigen bei ihrer Tatigkeit zu beachtenden Vorschriften tiber den Datenschutz zu unterrichten
und auf deren Einhaltung zu verpflichten.

Stand: 26.10.2021 Seite 17/17



	Anlage: Gesetzestexte
	Inhalt

	Strafgesetzbuch (StGB)
	§ 133 Verwahrungsbruch
	§ 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes
	§ 202a Ausspähen von Daten
	§ 202b Abfangen von Daten
	§ 202c Vorbereiten des Ausspähens und Abfangens von Daten
	§ 203 Verletzung von Privatgeheimnissen
	§ 204 Verwertung fremder Geheimnisse
	§ 303a Datenveränderung
	§ 303b Computersabotage
	§ 331 Vorteilsannahme
	§ 332 Bestechlichkeit
	§ 353b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht
	§ 358 Nebenfolgen

	Telekommunikationsgesetz (TKG)
	§ 89 Abhörverbot, Geheimhaltungspflicht der Betreiber von Empfangsanlagen
	§ 90 Missbrauch von Sende- oder sonstigen Telekommunikationsanlagen
	§ 148 Strafvorschriften

	Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
	§ 42 Strafvorschriften

	Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
	Art. 4 Begriffsbestimmungen
	Art. 5 Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten
	Art. 83 Allgemeine Bedingungen für die Verhängung von Geldbußen

	Landesdatenschutzgesetz (LDSG)
	§ 8 Datengeheimnis


